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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu der dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsache vor dem 
Bundesverfassungsgericht 2 BvE 1/88 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundestag als 
Antragsgegner im Verfahren auf Erlaß einstweiliger Anordnungen 
und im Organstreitverfahren die Antragsschrift zugeleitet und ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. In dem Verfahren geht 
es um die Rechtsstellung eines fraktionslosen Abgeordneten. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN und eine Stimme aus der Fraktion der 
SPD, daß der Deutsche Bundestag eine Stellungnahme abgibt, mit 
der er den Anträgen im Verfahren auf Erlaß einstweiliger Anord- 
nungen und im Organstreit entgegentritt. 


C. Alternativen 

Es wurde ein Antrag gestellt, entsprechend einem Vorschlag des 
zuständigen Berichterstatters beim Bundesverfassungsgericht 
dem Antragsteller Mitgliedschaftsrechte in Ausschüssen einzuräu- 
men und insoweit gemäß § 126 GO-BT eine Abweichung von der 
Geschäftsordnung zu beschließen. 


D. Kosten 

Kosten für die Prozeßvertretung 



Drucksache 11/2952 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. in dem verfassungsgerichtlichen Verfahren 2 BvE 1/88 eine Stellungnahme ab- 
zugeben, mit der den Anträgen im Verfahren auf Erlaß einstweiliger Anordnun- 
gen und im Organstreit entgegengetreten wird; 

2. den Präsidenten zu bitten, Bevollmächtigte zu bestellen, die den Deutschen Bun- 
destag in diesem Verfahren vertreten. 


Bonn, den 22. September 1988 


Der Rechtsausschuß 
Helmrich 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Helmrich 


Der fraktionslose Abgeordnete des Deutschen Bun- 
destages Thomas Wüppesahl hat mit Schreiben vom 
16. Juli 1988 beim Bundesverfassungsgericht gegen 
den Deutschen Bundestag, den Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages und die Fraktion DIE GRÜNEN 
ein Organstreitverfahren eingeleitet, in dem auch der 
Erlaß einstweiliger Anordnungen beantragt worden 
ist. Der Organstreit und die Anträge auf Erlaß einst- 
weiliger Anordnungen betreffen die Rechtsstellung 
eines fraktionslosen Mitgliedes des Deutschen Bun- 
destages. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner 29. Sitzung am 
21. September 1988 die Verfassungsstreitsache bera- 
ten und mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion 


DIE GRÜNEN und eine Stimme aus der Fraktion der 
SPD die Abgabe einer Stellungnahme empfohlen, mit 
der den Anträgen im Verfahren auf Erlaß einstweili- 
ger Anordnungen und im Organstreit entgegengetre- 
ten wird. 

Ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN und eines Mit- 
glieds der Fraktion der SPD, entsprechend einem Vor- 
schlag des zuständigen Berichterstatters beim Bun- 
desverfassungsgericht dem Antragsteller Mitglied- 
schaftsrechte in Ausschüssen einzuräumen und inso- 
weit gemäß § 126 GO-BT eine Abweichung von der 
Geschäftsordnung zu beschließen, wurde mehrheit- 
lich gegen die Stimmen der Antragsteller abge- 
lehnt. 


Bonn, den 22. September 1988 


Helmrich 

Berichterstatter 
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